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1. 	Mindestlohn steigt 2019 und 2020  
stufenweise 

Die Mindestlohn-Kommission entscheidet alle zwei Jahre über die 
Höhe des Mindestlohns. Sie wägt ab, ob er den Beschäftigten einen 
angemessenen Mindestschutz bietet, faire Wettbewerbsbedingun-
gen ermöglicht und die Beschäftigung nicht gefährdet. 

Die Mindestlohnkommission empfiehlt zum 1.1.2019 den Min-
destlohn von 8,84 € auf 9,19 € und zum 1.1.2020 auf 9,35 € 
brutto je Zeitstunde anzuheben. 

Bitte beachten Sie die Aufzeichnungspflichten! Arbeitgeber in be-
stimmten Branchen sind verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der 
täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis 
zum Ablauf des siebten auf den Tag des der Arbeitsleistung folgen-
den Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen min-
destens zwei Jahre aufzubewahren. Das gilt entsprechend für Entlei-
her, denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt.

Die Aufzeichnungspflicht gilt grundsätzlich für alle Minijobber so-
wie Arbeitnehmer im Bau-, Gaststätten- und Beherbergungs-, im 
Personenbeförderungs-, Speditions-, Transport- und damit verbun-
denen Logistikgewerbe, im Gebäudereinigungs- und Schaustellerge-
werbe, bei Unternehmen der Forstwirtschaft, bei Unternehmen, die 

sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteiligen, 
sowie in der Fleischwirtschaft.

Erleichterte Aufzeichnungspflichten gelten für Arbeitnehmer mit 
ausschließlich mobilen Tätigkeiten, die keinen Vorgaben zu Beginn 
und Ende der täglichen Arbeitszeit unterliegen und die sich ihre täg-
liche Arbeitszeit eigenverantwortlich einteilen – wie z. B. Zeitungs-
zusteller und Kurierdienste. 

Die Dokumentations- und Meldepflichten gelten nicht für Arbeit-
nehmer, deren regelmäßiges Monatsentgelt brutto mehr als 2.958 € 
beträgt und bei im Betrieb des Arbeitgebers arbeitenden Ehegatten, 
eingetragenen Lebenspartnern, Kindern und Eltern des Arbeitgebers.

Anmerkung: Der Zoll kontrolliert, ob Arbeitgeber den Mindestlohn 
einhalten. Nach dem Gesetz kann die Geldbuße bei Nichteinhalten 
des Mindestlohns bis zu 500.000 € betragen. Wer die Arbeitszei-
ten als Arbeitgeber nicht ordentlich dokumentiert, kann mit bis zu 
30.000 € bestraft werden. Des Weiteren ist ein Ausschluss des Un-
ternehmens von der Vergabe öffentlicher Aufträge möglich. Damit 
der Mindestlohn nicht unterlaufen wird, soll es mit dem Bundes-
haushalt für 2019 deutlich mehr Stellen beim Zoll geben.

2. Referentenentwurf zum Familien­
entlastungsgesetz

Durch das Familienentlastungsgesetz vom 27.6.2018 will die Bun-
desregierung Familienleistungen bei der Bemessung der Einkom-
mensteuer angemessen berücksichtigen.

Um dies zu erreichen, soll das Kindergeld pro Kind ab 1.7.2019 um 
10 € pro Monat erhöht werden. Es beträgt dann für das erste und 
zweite Kind je 204 €, für das dritte Kind 210 € und für jedes weitere 
Kind 235 € im Monat. Entsprechend steigt der steuerliche Kinder-
freibetrag (2019: 2.490 € je Elternteil, VZ 2020: 2.586 € je Eltern-
teil). Hinzu kommt noch ein sog. Betreuungsfreibetrag in Höhe von 
1.320 € je Elternteil pro Jahr. 

Der Grundfreibetrag soll für die Veranlagungszeiträume 2019 von 
9.000 € auf 9.168 € und 2020 auf 9.408 € angehoben werden.  Zum 
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Ausgleich der kalten Progression ist eine Verschiebung der Eckwerte 
des Einkommensteuertarifs vorgesehen. 

3. Gesetzentwurf zur Beitragsentlastung  
der Versicherten in der gesetzlichen  
Krankenversicherung

In einem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Beitragsentlastung 
der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung sind u. a. 
folgende Maßnahmen vorgesehen:

»» Ab dem 1.1.2019 sollen die Beiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung wie auch der bisherige Zusatzbeitrag in gleichem 
Maße – also je zur Hälfte – von Arbeitgebern und Beschäftigten 
getragen werden. 

»» Für hauptberuflich selbstständige Kleinunternehmer soll ab dem 
1.1.2019 die Grundlage zur Bemessung des Mindestbeitrags 
halbiert werden. Das würde im Jahr 2018 einer Mindestbei-
tragsbemessungsgrundlage von monatlich 1.141,88 € (anstatt 
2.283,75  €) entsprechen, was einen durchschnittlichen Min-
destbeitrag von monatlich 171,28 € bedeuten würde. 

»» Laut den Planungen sind für die Finanzreserven der Kranken-
kassen gesetzlich definierte Höchstgrenzen vorzusehen und Ab-
baumechanismen zu schaffen, damit überschüssige Mittel der 
Gesundheitsversorgung zugeführt und die Zusatzbeiträge stabi-
lisiert beziehungsweise gesenkt werden können.

4. Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit  
von Nachzahlungszinsen

Führt die Festsetzung der Einkommen-, Körperschaft-, Umsatz- oder 
Gewerbesteuer zu Steuernachforderungen oder Steuererstattungen, 
sind diese per Gesetz zu verzinsen. Der Zinslauf beginnt 15 Monate 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden ist. 
Für nachzuzahlende oder zu erstattende Steuer betragen die Zinsen 
für jeden vollen Monat 0,5 %, im Jahr also 6 %.

Die Verzinsung ist unabhängig von einem Verschulden des Finanz-
amts oder des Steuerpflichtigen. Zweck der Regelungen ist es, ei-
nen Ausgleich dafür zu schaffen, dass die Steuern bei den einzelnen 
Steuerpflichtigen zu unterschiedlichen Zeitpunkten festgesetzt und 
fällig werden. Mithilfe der sog. Vollverzinsung sollen Liquiditätsvor-
teile, die dem Steuerpflichtigen oder dem Fiskus aus dem verspä-
teten Erlass eines Steuerbescheides objektiv oder typischerweise 
entstanden sind, ausgeglichen werden. Allein bei der steuerlichen 
Betriebsprüfung vereinnahmte der Fiskus im Bereich der Zinsen in 
den letzten Jahren mehr als 2 Mrd. €.

Nunmehr zweifelt der Bundesfinanzhof (BFH) an der Verfassungs-
mäßigkeit von Nachzahlungszinsen für Verzinsungszeiträume ab 
dem Jahr 2015. Mit Beschluss vom 25.4.2018 gewährte er daher in 
einem summarischen Verfahren Aussetzung der Vollziehung. Nach 
seiner Auffassung bestehen im Hinblick auf die Zinshöhe für Ver-
zinsungszeiträume ab dem Jahr 2015 schwerwiegende Zweifel an 
der Verfassungsmäßigkeit. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz über-
schreitet den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität 
erheblich, da sich zwischenzeitlich ein niedriges Marktzinsniveau 
strukturell und nachhaltig verfestigt hat.

Eine sachliche Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe besteht 
bei der gebotenen summarischen Prüfung nicht. Aufgrund der auf 
moderner Datenverarbeitungstechnik gestützten Automation in 
der Steuerverwaltung könnten Erwägungen wie Praktikabilität und 
Verwaltungsvereinfachung einer Anpassung der seit dem Jahr 1961 

unveränderten Zinshöhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an 
den Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht mehr entge-
genstehen. Die realitätsferne Bemessung der Zinshöhe wirkt in Zei-
ten eines strukturellen Niedrigzinsniveaus wie ein rechtsgrundloser 
Zuschlag auf die Steuerfestsetzung.

Eine Schelte geht auch an den Gesetzgeber. Dieser ist im Übrigen 
von Verfassungs wegen gehalten zu überprüfen, ob die ursprüng-
liche Entscheidung des in der Abgabenordnung (AO) geregelten 
Zinssatzes auch bei dauerhafter Verfestigung des Niedrigzinsniveaus 
aufrechtzuerhalten ist oder die Zinshöhe angepasst werden muss. 
Das hätte er zwar selbst auch erkannt, aber gleichwohl bis heute 
nichts getan, obwohl er vergleichbare Zinsregelungen in der AO und 
im Handelsgesetzbuch dahin gehend geändert hat.

5. Neue Regeln für Schuldzinsen  
bei Überentnahmen 

Betrieblich veranlasste Schuldzinsen sind steuerlich dann nicht 
abziehbar, sondern dem Gewinn wieder hinzuzurechnen, wenn die 
Entnahmen die Summe aus Gewinn und Einlagen übersteigen und 
damit sog. Überentnahmen vorliegen. Die Regelung beruht auf der 
Vorstellung, dass der Betriebsinhaber dem Betrieb bei negativem 
Eigenkapital nicht mehr Mittel entziehen darf, als er erwirtschaf-
tet und eingelegt hat. Damit kommt es zu einer Einschränkung des 
Schuldzinsenabzugs für den Fall, dass der Steuerpflichtige mehr ent-
nimmt, als ihm hierfür an Eigenkapital zur Verfügung steht.

Die Beschränkung des Schuldzinsenabzugs ist nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs in seiner Entscheidung vom 14.3.2018 im Wort-
laut zu weit geraten, weil bei ihrer mechanischen Anwendung be-
reits ein betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme zur teilweisen 
Versagung des Schuldzinsenabzugs führen könnte. Er begrenzt die 
nach den Überentnahmen ermittelte Bemessungsgrundlage der 
nicht abziehbaren Schuldzinsen auf den von 1999 (Beginn der 
Regelung des Schuldzinsenabzugsversagens bei Überentnahmen)
bis zum Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenüberschuss und 
damit auf den Überschuss aller Entnahmen über alle Einlagen. 
So wird sichergestellt, dass ein in der Totalperiode erwirtschafteter 
Verlust die Bemessungsgrundlage nicht erhöht und damit der Gefahr 
vorgebeugt wird, dass ein betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme 
zur teilweisen Versagung des Schuldzinsenabzugs führen kann. 

Anmerkung: Die Entscheidung ist insbesondere für Einzelunterneh-
mer und Personengesellschaften im Bereich des Mittelstands von 
großer Bedeutung. Da es gleichgültig ist, in welchem Jahr innerhalb 
der Totalperiode Gewinne oder Verluste erzielt sowie Entnahmen 
oder Einlagen getätigt wurden, ist der Steuerpflichtige zu einer vor
ausschauenden Planung seiner Entnahmen auch in Gewinnjahren 
veranlasst, damit diese sich nicht durch spätere Verluste in steuer-
schädliche Überentnahmen verwandeln.

6.	Ferienjobs und Saisonarbeiter  
als „kurzfristige“ Minijobs

„Kurzfristige Minijobs“ sind begehrt bei Arbeitnehmern, insbeson-
dere auch bei Ferienjobbern und deren Arbeitgebern. Die Versteu-
erung erfolgt grundsätzlich nach den individuellen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen (Höhe der Steuer abhängig von der Steuerklasse der 
Aushilfe). Ausnahmsweise kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer pau-
schal mit 25 % des Arbeitsentgelts zzgl. Solidaritätszuschlag und 
Kirchensteuer erheben, wenn bestimmte Voraussetzungen vorliegen. 

Sozialversicherungsrechtlich sind sie nicht – wie die regulären 
Minijobs – auf 450  € im Monat begrenzt; auf den Verdienst 



kommt es bei einem kurzfristigen Minijob auch nicht an. Sie sind 
in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 
versicherungs- und beitragsfrei. 

Dafür gelten für diese Minijobber bestimmte Regeln: Ein kurzfri-
stiger Minijob ist (bis einschließlich 31.12.2018) von vornherein auf 
maximal 3 Monate begrenzt, wenn der Minijobber an mindestens 
5 Tagen pro Woche arbeitet, oder 70 Arbeitstage, wenn er regelmä-
ßig weniger als an 5 Tagen wöchentlich beschäftigt ist. 

Verdient ein kurzfristig angestellter Minijobber monatlich über 
450 €, muss der Arbeitgeber jedoch prüfen, ob der Minijobber even-
tuell berufsmäßig arbeitet. Berufsmäßig wird die Beschäftigung 
dann ausgeübt, wenn sie für die Aushilfe entscheidend zum Lebens-
unterhalt beiträgt und nicht von untergeordneter wirtschaftlicher 
Bedeutung ist. 

Eine berufsmäßige Beschäftigung ist vom Arbeitgeber dann nicht zu 
prüfen, wenn der Verdienst der Aushilfe 450 € monatlich nicht über-
schreitet. Für diese Verdienstgrenze galt bisher, dass für befristete 
Beschäftigungen bis zu einem Monat ein anteiliger Wert von 450 € 
zu ermitteln war. Wurde beispielsweise ein Arbeitnehmer lediglich 
für 10 Tage innerhalb eines Monats beschäftigt, ergab sich daraus 
eine anteilige Verdienstgrenze von (450 € / 30 Tage x 10 Beschäfti-
gungstage=) 150 €. 

Bitte beachten Sie! Das BSG hat dazu in seiner Entscheidung vom 
5.12.2017 festgelegt, dass unabhängig von der Dauer des Arbeitsein-
satzes der Aushilfe immer die monatliche Verdienstgrenze von 450 € 
gilt. Eine Umrechnung für Beschäftigungszeiträume von weniger als 
einem Monat ist nicht vorzunehmen. Demnach kann ein Arbeitgeber 
seiner Aushilfe auch für wenige Tage bis zu 450 € zahlen und einen 
sozialversicherungsfreien kurzfristigen Minijob melden. 

7. Steuerermäßigung für Dienst- und Handwer­
kerleistungen außerhalb des Hauses

Nimmt ein Steuerpflichtiger sog. haushaltsnahe Dienstleistungen in 
Anspruch, kann er diese steuerlich geltend machen. Dabei ermäßigt 
sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 %, höch-
stens 4.000 € im Jahr. Das Gleiche gilt für die Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen. In diesem Fall reduziert sich die Steuer um 
20 % der Aufwendungen, höchstens jedoch um 1.200 € im Jahr. Die 
Ermäßigung gilt hier nur für Arbeitskosten.

Eine Voraussetzung ist, dass die Aufwendungen in einem in der Eu-
ropäischen Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum liegen-
den Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden. Dabei ist der 
Begriff „im Haushalt” nach Auffassung des Finanzgerichts (FG) Ber-
lin-Brandenburg in seiner Entscheidung vom 27.7.2017 räumlich-
funktional auszulegen. Deshalb werden die Grenzen des Haushalts 
nicht ausnahmslos durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt. Viel-
mehr kann auch die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen, 
die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem Grund erbracht 
werden, begünstigt sein. Es muss sich dabei allerdings um Leistun-
gen handeln, die in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zum 
Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. Entspre-
chende Dienst- und Handwerkerleistungen sind folglich nicht nur 
anteilig, soweit sie auf Privatgelände entfallen, sondern in vollem 
Umfang begünstigt. 

Im entschiedenen Fall hat das FG die Aufwendungen für die Stra-
ßenreinigung als haushaltsnahe Dienstleitungen und für die Re-
paratur eines Hoftores als Handwerkerleistungen zugelassen. Das 
Hoftor wurde ausgebaut, in der Werkstatt des Tischlers repariert 

und sodann wieder eingebaut. Nach der bisherigen Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs, der sich das FG mit dieser Entscheidung an-
schloss, ist es ausreichend, wenn der Leistungserfolg in der Woh-
nung des Steuerpflichtigen eintritt.

Anmerkung: Zu der Entscheidung wurde Revision beim Bundesfi-
nanzhof (BFH) eingelegt, die dort unter dem Aktenzeichen VI R 4/18 
anhängig ist. Betroffene Steuerpflichtige können gegen abschlägige 
Bescheide Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens bis zu 
einer endgültigen Entscheidung durch den BFH beantragen.

8. Zielstrebigkeit bei der Ausbildung zur  
Erlangung des Kindergeldes erforderlich

Ein Anspruch auf Kindergeld für Kinder, die das 18., aber noch nicht 
das 25. Lebensjahr vollendet haben, besteht dann, wenn sie für einen 
Beruf ausgebildet werden, sich in einer Übergangszeit von höchstens 
vier Monaten befinden oder eine Berufsausbildung mangels Ausbil-
dungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen können.
	
Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erst-
studiums wird ein Kind nur berücksichtigt, wenn es keiner Erwerbs-
tätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden 
regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstver-
hältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis sind un-
schädlich.

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 11.4.2018 ent-
schieden, dass es sich bei einem Kind, das nach Beendigung der Aus-
bildung – im entschiedenen Fall zum Steuerfachangestellten – seine 
Berufsausbildung mit weiterführendem Berufsziel „Staatlich geprüf-
ter Betriebswirt“ und „Steuerfachwirt“ nicht zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt fortführt, um eine Zweitausbildung handelt. In diesem Fall 
schließt eine mehr als 20 Wochenstunden umfassende Erwerbstä-
tigkeit während der Zeit des Wartens auf den Antritt der Fachschul-
ausbildung einen Kindergeldanspruch aus.

Anmerkung: Eine „mehraktige“ Ausbildung und ein nachfolgender 
Abschluss in einem öffentlich-rechtlich geordneten Ausbildungs-
gang kann Teil einer Erstausbildung sein. Der erste Abschluss muss 
sich als integrativer Bestandteil eines einheitlichen Ausbildungs-
gangs darstellen. Diese aufeinanderfolgenden Ausbildungsgänge 
müssen aber –wie der BFH jetzt bestätigt – mit einer gewissen Ziel-
strebigkeit absolviert werden, wenn ein Anspruch auf Kindergeld 
bestehen soll.

9. Gutschriften auf einem Wertguthabenkonto 
zur Finanzierung des vorzeitigen Ruhestands

Entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung sieht der Bundes-
finanzhof (BFH) in Gutschriften auf einem Wertguthabenkonto zur 
Finanzierung eines vorzeitigen Ruhestands keinen gegenwärtig zu-
fließenden Arbeitslohn. Diese sind deshalb erst in der Auszahlungs-
phase zu versteuern. Das gilt nach seinem Urteil vom 22.2.2018 auch 
für Fremd-Geschäftsführer einer GmbH.

Im entschiedenen Fall schloss der Geschäftsführer einer GmbH, an 
der er nicht beteiligt war, mit seiner Arbeitgeberin eine Wertgutha-
benvereinbarung zur Finanzierung für den vorzeitigen Ruhestand. 
Dafür verzichtete er auf die Auszahlung laufender Bezüge in Höhe 
von monatlich 6.000 €, die ihm erst in der späteren Freistellungs-
phase ausgezahlt werden sollten. Die GmbH unterwarf die Zufüh-
rungen zu dem Wertguthaben nicht dem Lohnsteuerabzug. Die 
Finanzverwaltung war demgegenüber der Meinung, die Wertgut-
schriften führten zum sofortigen Zufluss von Arbeitslohn.



Der BFH bestätigte hingegen die Auffassung des Steuerpflichtigen. 
Dieser hat von der GmbH in Höhe der Gutschriften auf dem Wert-
guthabenkonto keine Auszahlungen erhalten und auch nach der 
Wertguthabenvereinbarung über die Gutschriften nicht verfügen 
können.

Anmerkung: Nach Auffassung des BFH gilt dies auch für Fremd-
Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft, die dem Grunde nach wie 
alle anderen Arbeitnehmer zu behandeln sind. Die bloße Organstel-
lung als Geschäftsführer ist für den Zufluss von Arbeitslohn ohne 
Bedeutung. Besonderheiten sind allenfalls bei beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführern einer Kapitalgesellschaft gerecht-
fertigt. Hier wird man die Reaktion der Finanzverwaltung abwarten 
müssen. Inwieweit sich diese Entscheidung als sinnvolle Gestaltung 
zur nachgelagerten Besteuerung in einem Zeitraum, in dem meist 
geringere Einkünfte zu versteuern sind, erweist, bleibt abzuwarten.

10. Gebrauchtwagenhändler umsatzsteuerlich  
als Kleinunternehmer zu qualifizieren? 

Bei Kleinunternehmern wird die Umsatzsteuer nicht erhoben, wenn 
der Umsatz zzgl. Steuer im vorangegangenen Kalenderjahr 17.500 € 
nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr 50.000 € vor
aussichtlich nicht übersteigen wird. 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 7.2.2018 entschiedenen 
Fall betrugen die Umsätze eines der Differenzbesteuerung unterlie-
genden Gebrauchtwagenhändlers bei einer Berechnung nach Ver-
kaufspreisen 27.358 € (2009) und 25.115 € (2010). Der Steuerpflich-
tige ermittelte die Bemessungsgrundlage demgegenüber nach der 
Differenz zwischen Verkaufs- und Einkaufspreis (Handelsspanne) mit 
17.328 € und 17.470 €. Er nahm deshalb an, dass er Kleinunterneh-
mer im umsatzsteuerlichen Sinne sei und keine Umsatzsteuer schul-
de. Das Finanzamt folgte dem nicht und versagte die Anwendung der 
Kleinunternehmerregelung.

Der BFH tendiert in seinem Beschluss zur Ermittlung der betref-
fenden Umsatzgrößen, auf die Differenzbeträge abzustellen, hält 
jedoch eine Klärung durch den Europäischen Gerichtshof für erfor-
derlich. Dieser soll jetzt klären, ob für die Kleinunternehmerregelung 
in Fällen der sog. Differenzbesteuerung auf die Handelsspanne ab-
zustellen ist. 

Anmerkung: Der Vorlagebeschluss des BFH ist für die Umsatzbe-
steuerung im Handel mit gebrauchten Gegenständen von großer 
Bedeutung.

11. 	Einbauküche und Markisen unterfallen 
nicht der Grunderwerbsteuer

Nach einer rechtskräftigen Entscheidung des Finanzgerichts Köln 
(FG) vom 8.11.2017 dürfen gebrauchte bewegliche Gegenstände, die 
mit einer Immobilie verkauft wurden, nicht der Grunderwerbsteuer 
unterworfen werden. Voraussetzung ist, dass für werthaltige Gegen-
stände keine unrealistischen Kaufpreise festgelegt werden.

Im entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpflichtiger ein Einfamilien-
haus für 392.500 €. Im notariellen Kaufvertrag wurde vereinbart, 
dass von dem Kaufpreis 9.500 € auf die mit verkaufte Einbauküche 
und Markisen entfielen. Das Finanzamt (FA) unterwarf auch diesen 
Teilbetrag der Grunderwerbsteuer.

Das FG sah dies jedoch anders. In seiner Entscheidung führt es aus, 
dass die in einem Kaufvertrag gesondert vereinbarten Kaufpreise 
grundsätzlich der Besteuerung zugrunde zu legen sind, solange kei-
ne Zweifel an deren Angemessenheit besteht. 

Anmerkung: Nach Auffassung des FG hat das FA den Nachweis zu 
erbringen, dass für die Gegenstände keine realistischen Verkaufs-
werte angesetzt wurden. Zur Ermittlung des Werts sind weder die 
amtlichen Abschreibungstabellen noch die auf Verkaufsplattformen 
für gebrauchte Gegenstände geforderten Preise als Vergleichsmaß-
stab geeignet.

12. 	TERMINSACHE: Anträge für Vorsteuerver­
gütungsverfahren bis 30.9.2018 stellen 

Wurden Unternehmer in 2017 im EU-Ausland mit ausländischer 
Umsatzsteuer belastet und möchten sie diese erstattet haben, muss 
der Antrag bis zum 30.9.2018 in elektronischer Form beim Bundes-
zentralamt für Steuern (BZSt) eingehen.

Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländischen Unternehmern unter 
bestimmten Voraussetzungen die dort gezahlte Umsatzsteuer. Ist der 
Unternehmer im Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke nicht regis-
triert, kann er die Vorsteuerbeträge durch das Vorsteuervergütungs-
verfahren geltend machen. Die Anträge sind elektronisch über das 
Onlineportal des BZSt einzureichen. Dies prüft, ob der Antragsteller 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, und entscheidet dann über die 
Weiterleitung des Antrags an den Erstattungsstaat.

Anmerkung: Ob sich der administrative Aufwand lohnt, hängt si-
cherlich primär von der Höhe der gezahlten Vorsteuern ab.

Basiszinssatz:	 Seit 1.1.2015 = -0,83, 1.7.2014 - 31.12.2014 = -0,73, 1.1.2014 – 30.6.2014 = -0,63 %,
(§ 247 Abs. 1 BGB)	 Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz:	 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB)	 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	
		 abgeschlossen bis 28.7.2014:	 Basiszinssatz + 8-%-Punkte	
		 abgeschlossen ab 29.7.2014:	 Basiszinssatz + 9-%-Punkte
				   zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:	 Mai = 111,2; April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; Januar = 109,8; 
(2010 = 100)	 Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren	
		

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


